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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
Mitglied des Landtages Thomas Lippmann (DIE LINKE)

Gewalt an Schulen in Sachsen-Anhalt
Kleine Anfrage - 8/1564


Antwort der Landesregierung - erstellt vom Ministerium für Bildung

Vorbemerkung der Landesregierung:
Grundlage für die Beantwortung bildet die händische Auszählung der vorliegenden Meldungen (BV-Meldungen) zu gewaltrelevanten Vorkommnissen im Sinne der Fragestellung des Abgeordneten aus den öffentlichen Schulen aus den Schuljahren 2019/2020, 2020/2021, 2021/2022 und 2022/2023. Zum Schuljahr 2019/2020 wurde das aktuell gültige Meldeformular eingeführt.
BV-Meldungen dienen der schnellstmöglichen Erstinformation durch die Schulen an das Landesschulamt, um im Bedarfsfall unmittelbar benötigte Unterstützungsinstrumente (z.B. schulpsychologische oder schulfachliche Unterstützung) auszulösen bzw. anzufordern. Sie sind dazu als digitale Vorlage (PDF-Dokument) angelegt, in die von den Schulen die für eine erste aussagekräftige Beschreibung des Vorkommnisses nötigen Informationen eingetragen werden. Da für den Gebrauch also die Schnelligkeit der Informationsübermittlung in teils extremen Situationen im Vordergrund steht, sind Angaben in vielen Fällen auf das Wesentliche konzentriert. Von den Schulen werden darum keine vollständigen Angaben bzw. vollständig ausgefüllten Dokumente eingefordert. 
Die Zuordnung zu einer der vorgegebenen Kategorien erfolgt durch die Schulen in der Regel im Sinne der Darstellung des Schwerpunktes, wenn ein Vorkommnis eigentlich verschiedenen Kategorien beträfe bzw. zugeordnet werden könnte. So kann ein eigentlich komplexes Vorkommnis beispielsweise in die Kategorie „Gewalt gegen Schülerinnen und Schüler“ eingeordnet werden, obwohl aus der freitextlichen Beschreibung durch die Schule hervorgehen kann, dass Teil des Vorkommnisses eine Bedrohung (Kategorie „Gewaltandrohung“) war, die Gewalt mit einer Waffe (Kategorie: „Waffengebrauch“) ausgeübt und eine Lehrkraft beim Eingreifen ebenfalls verletzt (Kategorie: „Gewalt gegen Schulpersonal“) wurde. Das Vorkommnis wird in diesem Fall gemäß den Angaben der Schule kategorisiert.
Weitere Informationen, die sich u.U. in der weiteren Bearbeitung eines gemeldeten Vorkommnisses ergeben, werden im Nachhinein nicht Teil der ursprünglichen BV-Meldung. Das kann dazu führen, dass aufgenommenen Sachverhalte ihre Natur im Nachhinein ändern können.

Vor diesem Hintergrund sind BV-Meldungen nur bedingt miteinander vergleichbar. Sie dienen insgesamt nur sehr bedingt der Dokumentation zu statistischen Zwecken. Da sie dennoch hinsichtlich der Fragestellung des Abgeordneten die aussagekräftigste verfügbare Quelle darstellen, wurden sie trotz der beschriebenen Einschränkungen in der Aussagekraft für die Beantwortung herangezogen. Um dem Informationsbedürfnis des Abgeordneten bestmöglich gerecht zu werden, hat das Landesschulamt bei der Beantwortung weitestgehend auf Zahlenangaben verzichtet, stattdessen aber Tendenzen und Entwicklungen beschrieben.

Frage 1: 
Wie viele Meldungen über die Anwendung von Gewalt (physisch und/oder verbal inklusive Mobbing sowie im Internet und den Sozialen Medien) aus den Schulen des Landes liegen den Schulbehörden aus den letzten fünf Jahren vor? Bitte zusätzlich differenzieren nach den einzelnen Jahren, den Landkreisen und kreisfreien Städten, den Schulformen und den verschiedenen Arten von Gewaltausübung. 

Antwort zu Frage 1:
Auf die Anlage wird verwiesen.

Frage 2:
In wie vielen der Fälle nach Frage 1 richtete sich die Anwendung von Gewalt gegen Schülerinnen oder Schüler und in wie vielen der Fälle waren Lehrkräfte Opfer von Gewalt in den Schulen? Bitte zusätzlich nach den verschiedenen Arten von Gewaltausübung differenzieren. 

Antwort zu Frage 2:
Besondere Vorkommnisse können spezifischen Gruppen nur bei zwei Meldekategorien („Gewalt gegen Schülerinnen und Schüler“ und „Gewalt gegen Schulpersonal“) durch die Schulen zugeordnet werden. Zahlenangaben dazu können aus der Anlage zur Beantwortung von Frage 1 entnommen werden. 
Bei allen anderen Kategorien können abhängig vom einzelnen Fall sowohl Schülerinnen und Schüler als auch Schulpersonal Opfer sein. Dies ist nach Betrachtung der Angaben in den Freitextfelder auch der Fall. Hierzu wird auf die Erläuterungen im dritten Absatz der Vorbemerkung hingewiesen.
Räumlich eingrenzende Angaben sind durch die Schulen im Rahmen der BV-Meldungen hinsichtlich „Schulgebäude“, „Schulgelände“, „Schulweg“ und „Sonstiges“ möglich. Gemeldete Vorkommnisse müssen sich also nicht zwangsläufig in der Schule oder auf dem Schulgelände ereignet haben. Sie haben in den Fällen außerhalb von Schule aber einen 
direkten Bezug zur Schule bzw. Schulgemeinschaft. Die Angaben in den BV-Meldungen sind zu uneinheitlich, um verlässliche Zahlenangaben hinsichtlich des konkret erfragten Tatortes Schule machen zu können. 
Die überwiegende Mehrzahl der Vorkommnisse findet in den Schulen statt. Ein zunehmender Teil der Meldungen weist aber darauf hin, dass Vorkommnisse sich in den digitalen Raum verlagern. Gewaltandrohungen werden zum Beispiel seltener leibhaftig in der Schule ausgesprochen und stattdessen häufiger über digitale Kanäle kommuniziert.

Frage 3: 
Welche Erkenntnisse liegen den Schulbehörden zu den Fällen nach Frage 1 hinsichtlich von Alter und Geschlecht der Schülerinnen und Schüler vor, die Gewalt ausüben bzw. die Opfer der Gewalt geworden sind? Bitte zusätzlich nach den verschiedenen Arten von Gewaltausübung differenzieren. 

Antwort zu Frage 3:
BV-Meldungen enthalten keine Felder, in denen die Angabe des Geschlechts möglich ist. Aus den Beschreibungen in den Freitextfeldern können teilweise aber Angaben zum Geschlecht entnommen werden. Die Angaben zum Geschlecht in den BV-Meldungen sind zu uneinheitlich, um verlässliche Zahlenangaben machen zu können. Grundsätzlich kann man sagen, dass Jungen sowohl häufiger Täter als auch Opfer sind.
Angaben zum Alter der jeweiligen Schülerinnen und Schüler werden zu uneinheitlich von den Schulen angegeben (teils Freilassungen, teils Angaben der Klassenstufen, teils bei mehreren Schülerinnen und Schülern nur von/bis-Angaben usw.), um darauf aussagekräftige Zahlenangaben etwa zum Durchschnittsalter stützen zu können. 
Schülerinnen und Schüler (Gewaltausübende sowie Opfer) sind in der Regel im Altersbereich ihrer jeweiligen Schulform.



Frage 4: 
Welche Tatbestände wurden in den gemeldeten Fällen nach Frage 1 wie oft gegenüber Lehrkräften erfüllt? Bitte zusätzlich nach den Schulformen differenzieren. 

Antwort zu Frage 4:
Abseits der konkreten BV-Meldungen der Kategorie „Gewalt gegen Schulpersonal“ finden sich Lehrkräfte in fast allen anderen gewaltbezogenen Meldekategorien (siehe Anlage zu Frage 1) auch als Opfer. 
Wie in der Vorbemerkung beschrieben, sind die Einordnungen in Kategorien der Schulen dazu aber teils nicht eindeutig und gehen nur indirekt aus den Eintragungen in den Freitextfeldern hervor.

Frage 5: 
Welche Meldungen liegen den Schulbehörden über aggressives Auftreten bzw. Drohungen von Personensorgeberechtigten gegenüber Lehrkräften vor? Bitte zusätzlich differenzieren nach den einzelnen Jahren, den Landkreisen und kreisfreien Städten und den Schulformen. 

Antwort zu Frage 5:
In den vorliegenden BV-Meldungen sind auch Informationen über aggressives Auftreten von Personensorgeberechtigten gegenüber Lehrkräften enthalten. Aus den Freitextangaben und hinsichtlich der Häufigkeit entsprechender Angaben lassen sich Zusammenhänge mit der Corona-Pandemie erkennen. 
Lehrkräfte wurden insbesondere im Zusammenhang mit der Durchsetzung von Masken- und Testpflichten in den Schulen Opfer von Beleidigungen und auch Bedrohungen. Tätliche Angriffe durch Personensorgeberechtigte auf Lehrkräfte sind sehr selten.

Frage 6: 
In wie vielen Fällen nach Frage 1 und Frage 5 wurde eine Anzeige erstattet? Bitte zusätzlich differenzieren nach den einzelnen Jahren, den Landkreisen und kreisfreien Städten, den Schulformen und den verschiedenen Arten von Gewaltausübung. 



Antwort zu Frage 6:
Die Anlage zu Frage 1 weist alle gemeldeten Vorkommnisse und unmittelbar dazu die Fälle aus, in denen die betroffene Schule Anzeige erstattet hat und dazu das vorgesehene Feld in der BV-Meldung angekreuzt hat.
Darüber hinaus gehen aus den Freitextangaben der Schulen aber auch in vielen weiteren Fällen, in denen keine eigene Anzeige durch die Schule gestellt wurde, hervor, dass die Polizei in die Fallbearbeitung dennoch einbezogen wurde (z.B. Verweise auf Rücksprachen mit der Polizei, Einbeziehung von Kontaktbeamten, Anwesenheit der Polizei in der Schule im Zusammenhang mit dem Vorkommnis). Ob in diesem Zusammenhang von Amts wegen Ermittlungen eingeleitet wurden oder es im Nachhinein noch zu Anzeigen kam, geht aus den BV-Meldungen aber nicht hervor.
Eine weitere Unsicherheit ergibt sich aus Freitextangaben, die mitteilen, dass Sorgeberechtigte sich selbst Anzeigen vorbehalten, die Vorfälle ihrer Kinder mit anderen Kindern betreffend, oder Anzeigen bereits selbst gestellt hatten. In diesen Fällen haben Schulen dann keine eigene Anzeige gestellt.

Frage 7: 
Von der Kultusministerkonferenz wurde mit Beschluss vom 06.12.2018 unter dem Titel „Gewalt gegen Lehrerinnen und Lehrer“ eine Übersicht über die Maßnahmen und Aktivitäten der Länder zur Prävention von Gewalt gegen Lehrkräfte sowie Melde- und Unterstützungssysteme bei konkreten Gewaltvorfällen veröffentlicht. Welche konkreten Maßnahmen und Aktivitäten hat das Bildungsministerium in diesem Kontext bisher entwickelt und umgesetzt? Bitte nach kurz-, mittel- und langfristigen Maßnahmen differenzieren.

Antwort zu Frage 7:
Ausgehend von der Einschätzung, dass sich schulische Präventionsmaßnahmen in ihren Inhalten und Ansätzen in wesentlichen Teilen überschneiden, orientiert Sachsen-Anhalt auf ganzheitliche Gewaltprävention und unterstützt die Schulen aktiv dabei, sich im Rahmen ihrer Schulentwicklung mit dieser Aufgabe auseinanderzusetzen. Die Schulen sollen in die Lage versetzt werden, Problemlagen zu vermeiden und im Krisenfall angemessen darauf zu reagieren. Grundlage der schulischen Prävention ist die Schaffung einer Schulkultur, die von wertschätzendem Miteinander, gegenseitiger Hilfe, Mitbestimmung und gemeinsamen Zielen geprägt ist. 

Der „Maßnahmenkatalog zur Gewalt- und Suchtprävention an den Schulen in Sachsen-Anhalt“ zeigt die bereits eingeleiteten Maßnahmen und Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung schulischer Gewalt- und Suchtprävention auf. Er ordnet die Präventionsarbeit in die Maßnahmen zur Schulentwicklung ein und berücksichtigt auf den verschiedenen Ebenen die Ansätze der Verhaltens- und der Verhältnisprävention. 
Auf dem Bildungsserver werden den Schulen unter Berücksichtigung der übergreifenden und der spezifischen Präventionszugänge wesentliche Inhalte, Anregungen und Materialien zugänglich gemacht und Unterstützungs- und Beratungsangebote sowie Möglichkeiten zur Vernetzung mit außerschulschulischen Partnern aufgezeigt. 
Weitere Handreichungen finden sich im Präventionsteil des „Krisenordners“, der allen Schulen zur Verfügung steht. Auch die Arbeit der bereits existierenden schulischen Krisenteams wird mit dem Präventionsansatz verknüpft. 
Das Thema Gewaltprävention wird grundsätzlich in jeder Schulform und in allen Regionen Sachsen-Anhalts aufgegriffen. In Sachsen-Anhalt greifen konzeptionelle Überlegungen die Annahme auf, dass gerade das Schulklima das Verhalten von Schülerinnen und Schülern maßgeblich beeinflusst. Fächerübergreifend wird Gewaltprävention über entsprechende Kenntnisvermittlung, handlungsorientierte Projekte, aber auch Buchbesprechungen, Rollenspiele u. ä. altersangemessen umgesetzt. Eine bewährte Form der Umsetzung ist das Programm Schulmediation/Streitschlichtung. Vermehrt bewältigen die Schulen dieses Thema aber auch unter Einbeziehung von außerschulischen Kooperationspartnern wie z.B. durch die Landeszentrale für politische Bildung, die Netzwerkstelle „Lernen durch Engagement" oder auch dem Landesnetzwerk der Migrantenorganisationen (LAMSA). 
Das Landesschulamt hält ein differenziertes Beratungs- und Unterstützungsangebot für die Lehrkräfte und das weitere pädagogische Personal der Schulen vor. Dazu zählen insbesondere die Angebote der schulpsychologischen Referentinnen und Referenten sowie das Angebot der medical airport service GmbH, die als externer Partner mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Gesundheits- und Arbeitsschutzes beauftragt ist. Der Auftrag schließt ein Konzept zum Themenkreis „Gewalt gegen Lehrkräfte“ ein, das derzeit erarbeitet und abgestimmt wird. Die Unfallkasse Sachsen-Anhalt unterstützt zudem die Präventionsarbeit an Schulen mit verschiedenen Fortbildungsangeboten und Materialien.
Ansprechpartner bei konkreten Gewaltvorfällen in der Schule sind in erster Linie die Schulleitungen, die darüber hinaus in enger Abstimmung mit den schulfachlichen und schulpsychologischen Referentinnen und Referenten des Landesschulamtes weitere Maßnahmen ergreifen bzw. externe Unterstützung ermöglichen. Mit dem vom Landesschulamt herausgegebenen Krisenordner stehen allen Schulen in Sachsen-Anhalt Informationen und Handlungsleitfäden für die Krisenprävention und –intervention zur Verfügung.
Der Erlass über das „Verhalten bei Schadensereignissen und Bedrohungslagen“ bietet den Schulen die notwendige Rechts- und Verhaltenssicherheit, insbesondere zu den Fragen der Verantwortlichkeiten, Meldepflichten und Interventionsmaßnahmen. Zur Unterstützung der Schulleitung ist je nach Größe der Schule ein schulinterner Einsatzstab aus Lehrkräften der Schule zu bilden. Seine Leitung obliegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter. Der Einsatzstab sichert unter anderem die Räumung der Gebäude, die Betreuung der Schülerinnen und Schüler nach der Räumung, die Sicherung der Erstversorgung verletzter Personen, den Umgang mit Schadstoffen, die Einweisung von Polizei, Feuerwehr, Rettungs- und Hilfskräften und die Pressearbeit personenbezogen ab. Die Schulleitung ist verpflichtet, besondere Vorkommnisse dem Landesschulamt umgehend zu melden und im Nachgang über die eingeleiteten Maßnahmen zu berichten. Über das Einbeziehen weiterer Behörden (Polizei, Ordnungsamt, Gesundheitsamt, Jugendamt) entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter im Einzelfall nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Die schulpsychologischen Referentinnen und Referenten bieten als Unterstützungssystem während und nach konkreten Krisensituationen bedarfsbezogen Beratung und Supervision für Lehrkräfte, Kollegien bzw. Schulleitungen an. Darüber hinaus werden aber auch spezielle Angebote für Schülerinnen und Schüler vorgehalten. 
Außerdem bietet der für die Gesundheitsförderung der Lehrkräfte zuständige Dienstleister medical airport service GmbH u.a. eine Nachbetreuung für die mit einer Krisenintervention befassten Kolleginnen und Kollegen an. Er betreut diese auch bei Bedarf durch eine psychosoziale Beratung vor und nach einem Vorfall.

Frage 8: 
Welche Melde- und Unterstützungssysteme zur Gewaltprävention wurden von den Schulbehörden entwickelt und etabliert? Wie gestaltet sich deren Anwendung in der konkreten Situation in den Schulen? Welche Partner werden dabei einbezogen? Wie häufig werden die Beratungs- und Unterstützungsangebote beansprucht und mit welchem Erfolg?

Antwort zu Frage 8:
Präventionsangebote, die landesweit vorgehalten werden, sind:
· „Gemeinsam Klasse sein“ (Mobbingprävention, Techniker Krankenkasse, Lizensierungsschulung durch Multiplikatoren der Schulpsychologie/Beratungslehrkräfte)
· „Schülerstreitschlichtung/ -mediation“ (Stärkung Konfliktklärungskompetenz, Ausbildung von Lehrkräften durch Multiplikatoren der Schulpsychologie/Beratungslehrkräfte)
· „Eigenständig werden“ (Unterrichtsprogramm zur Gesundheitsförderung und Persönlichkeitsentwicklung für die Klassenstufen 1 bis 6, Schulung durch Schulpsychologie/Beratungslehrkräfte).
· Prävention sexualisierter Gewalt
· Theaterstück „Trau dich! Ein starkes Stück über Gefühle, Grenzen und Vertrauen“ (Erstaufführung in Sachsen-Anhalt im September 2020 in Kooperation mit BzgA, danach Verstetigung mit Lizenzübernahme und Inszenierung durch landeseigenes Theaterensemble, Premiere im November 2022; Laufzeit zunächst bis 31.12.2027)
· Angebote der theaterpädagogischen Werkstatt Osnabrück „Mein Körper gehört mir“ und „Die große Nein-Tonne“ - gefördert durch das Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration, organisatorische Abwicklung unter Mitwirkung des Bildungsministeriums
· Petze-Ausstellungen „ECHT KLASSE!“ Grundschule, „ECHT STARK!“ Förderschulen, „ECHT KRASS!“ Weiterführende Schulen, „ECHT MEIN RECHT!“ (Initiative Petze e.V., langjährige Kooperation mit der Hochschule Merseburg, die die Lehrkräfteschulungen begleiten und die für Schulen kostenlose Ausleihe in Sachsen-Anhalt koordinieren) 

· ab Schuljahr 2023/2024: „MindMatters“ (Leuphana Universität Lüneburg, Förderung der psychischen Gesundheit integriert in ein umfassendes Konzept zur Schul- und Qualitätsentwicklung –Ausbildung der Multiplikatoren der Schulpsychologie/Beratungslehrkräfte in Vorbereitung)

Die Schulen nutzen neben den landesweit angebotenen Programmen zahlreich regionale Angebote zur Gewaltprävention und Stärkung von Sozialkompetenz und Persönlichkeitsentwicklung –die Angebote werden von den Schulen eigenverantwortlich genutzt. Dafür stehen den Schulen Budgets zur Verfügung, mit denen sie externe Partner für Arbeitsgemeinschaften und Projekte wie zum Beispiel ein Selbstbehauptungs- und Resilienztraining oder Präventionskurse finanzieren können.
Auf dem Bildungsserver werden den Schulen Anregungen und Materialien zugänglich gemacht und Unterstützungs- und Beratungsangebote sowie Möglichkeiten zur Vernetzung mit außerschulschulischen Partnern aufgezeigt. Bei Beratungsbedarf können sich die Schulen an die schulfachlichen Referentinnen und Referenten sowie die Schulpsychologie wenden.
Weitere Möglichkeiten der Gewaltprävention, die Schulen zur Verfügung stehen, sind Sozialtraining mit Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern zur Förderung positiver Verhaltensweisen innerhalb der Klassengemeinschaft und zur Verbesserung des Konfliktverhaltens.

Frage 9: 
Welche Handreichungen werden den Schulen zur Verfügung gestellt? Welche Maßnahmen und Handlungsoptionen werden den Schulen konkret empfohlen?

Antwort zu Frage 9:
Der RdErl. über das „Verhalten bei Schadensereignissen und Bedrohungslagen“ bietet den Schulen die notwendige Rechts- und Verhaltenssicherheit, insbesondere zu den Fragen der Verantwortlichkeiten, Meldepflichten und Interventionsmaßnahmen.
Der „Maßnahmenkatalog zur Gewalt- und Suchtprävention an den Schulen in Sachsen-Anhalt“ zeigt Maßnahmen und Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung schulischer Gewalt- und Suchtprävention auf und berücksichtigt verschiedene Ansätze der Verhaltens- und der Verhältnisprävention. 
Auf dem Bildungsserver werden den Schulen wesentliche Inhalte, Anregungen und Materialien zugänglich gemacht und Unterstützungs- und Beratungsangebote sowie konkrete Maßnahmen und Angebote ausgewiesen, die in Kooperation mit außerschulischen Partnern bedarfsorientiert weiterentwickelt und ergänzt werden. 

Die Handreichungen zur Prävention, die in allen Schulen als „Krisenordner“ verfügbar sind, werden regelmäßig fortgeschrieben und erweitert. Es wurden an vielen Stellen Aktualisierungen und Anpassungen vorgenommen, z.B. deutliche Überarbeitungen bei den Themen „Sexuelle Gewalt“ und „Sucht“ im „Krisen-ABC“. Besonders umfangreiche Überarbeitungen und weitreichende Ergänzungen wurden im Teil „Analyse und Prävention“ vorgenommen. Hier wurden viele zusätzliche Themenbereiche ergänzt: Gewaltanalyse, Ganzheitliche schulische Prävention, Classroom Management und Neue Autorität, Demokratielernen und demokratische Schulkultur, Erziehungspartnerschaft Schule-Elternhaus, Medienkompetenz als Präventionsaspekt, Leistungsversagen: Prävention und Intervention, Schulabsentismus: Prävention und Intervention, Mobbing/Bullying: Prävention und Intervention, Prävention sexueller Gewalt, Suchtprävention, Bewertung von Präventionsangeboten. 
Im Teil Ratgeber wurden ebenfalls umfangreiche Überarbeitungen und Ergänzungen vorgenommen. Beispielsweise wurden Gesprächsleitfäden und Elterninformationen zu verschiedenen Unterpunkten ergänzt. Eine deutliche Ausdifferenzierung erhielten zum Beispiel die Kapitel „Selbstfürsorge Lehrkräfte“ und „Diskriminierung im Schulalltag“.
In Summe wurde der Krisenordner von 287 auf 399 Seiten erweitert. Die Erweiterung findet sich im Wesentlichen im Bereich der Prävention. Der Krisenordner steht den Schulen zur internen Verwendung inzwischen auch digital zur Verfügung. 

Derzeit steht die Arbeit an ganzheitlichen Schutzkonzepten im Fokus. Schulleitungen wurden 2020 aufgefordert, sich in den Kollegien professionell mit der Erstellung von Schutzkonzepten auseinanderzusetzen und mit der Erarbeitung zu beginnen. Gleichzeitig wurden den Schulen zahlreiche Maßnahmen zur Begleitung und Unterstützung angeboten. Ausgehend von der Zielstellung, dass alle Schulen ein wirksames Schutzkonzept entwickeln und anwenden, beteiligt sich das Ministerium für Bildung am interministeriellen Arbeitskreis unter Vorsitz der Kinder- und Jugendbeauftragten, die gemäß Koalitionsvereinbarung mit der Erarbeitung eines diesbezüglichen Aktionsplans beauftragt ist. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass auf der Grundlage des im Jahr 2018 durch den Landtag bestätigten Maßnahmenplans die Maßnahmen zur Prävention in den Schulen des Landes Sachsen-Anhalt systematisch und kontinuierlich weitergeführt und bedarfsorientiert ergänzt wurden. Zukünftig ist vorgesehen, den eigentlichen Maßnahmenplan auf grundsätzliche Aussagen zur Umsetzung des schulgesetzlichen Auftrages zu beschränken und auf die konkreten Maßnahmen, die weiterhin auf dem Bildungsserver veröffentlicht werden, zu verweisen. Ausgehend von der Einschätzung, dass sich schulische Präventionsmaßnahmen in wesentlichen Teilen überschneiden, bildet der Maßnahmenkatalog ein systemisches Bedingungsgefüge für eine ganzheitliche, gelingende Prävention ab. 

Frage 10: 
Wie viele Krisenteams gibt es in Sachsen-Anhalt und welche Rahmenbedingungen müssen diese erfüllen? Bitte zusätzlich nach den Landkreisen und kreisfreien Städten und nach den Schulformen differenzieren. 

Antwort zu Frage 10:
Der RdErl. „Verhalten bei Schadensereignissen und Bedrohungslagen“ des MK vom 30.07.2007, aktualisiert am 01.12.2012, regelt die Bildung eines sogenannten schulinternen Einsatzstabes (Anm.: i.S. eines schulinternen Krisenteams), der „ … für die erforderlichen Schutzmaßnahmen bei Schadensereignissen, Bedrohungslagen und Gewaltstraftaten … (bis 
zum Eintreffen der Polizei/Feuerwehr) verantwortlich ist“. Die Leitung dieses Stabes hat die Schulleitung inne.
In schulischen Krisensituationen kann die Schulleitung schulpsychologische Unterstützung anfordern, dies erfolgt über den etablierten Meldeweg „Besonderes Vorkommnis“, bei außerordentlicher Eilbedürftigkeit vorab auf telefonischem Weg. Dieses Vorgehen ist langjährig erprobt.
Gemäß der Tätigkeitsbeschreibung der Schulpsychologie hat jede Schulpsychologische Referentin und jeder Schulpsychologische Referent die Aufgabe, Schulen in Krisensituationen zu beraten bzw. in den schulinternen Kriseninterventionsteams mitzuwirken. Dieser Aufgabe kommen alle Referentinnen und Referenten im Rahmen ihres täglichen Dienstgeschäftes nach. Je nach Bedarf (in Ableitung vom Ausmaß der konkreten schulischen Krise) wird ein Team von mehreren Schulpsychologischen Referentinnen und Referenten zusammengestellt. Die Schulpsychologie hat im letzten Jahrzehnt eine Gruppe von Referentinnen und Referenten mit umfangreicher Expertise zur Intervention bei schulischen Krisen aufgebaut. Diese Gruppe unterstützt referatsintern in besonderen Krisenlagen. Für die Zeit der schulischen Krise ist die Schulpsychologie Teil des schulinternen Einsatzstabes bzw. Krisenstabes der betroffenen Schule.

Frage 11: 
Wie hat sich die Zahl der Referentinnen und Referenten des schulpsychologischen Dienstes und das verfügbare Arbeitsvolumen für diesen Aufgabenbereich in den letzten fünf Jahren entwickelt? Welches Arbeitsvolumen wird für erforderlich gehalten, um den aktuellen und den künftigen Herausforderungen gerecht werden zu können? Gibt es Planungen, den Arbeitsbereich des schulpsychologischen Dienstes in den kommenden Jahren personell zu stärken? 

Antwort zu Frage 11:
Sachsen-Anhalt hat aktuell 27 Stellen in der Schulpsychologie im Landesschulamt besetzt bzw. im Besetzungsverfahren. Das Referat „Schulpsychologie“ im Landesschulamt sieht sich insbesondere nach Corona mit einer erheblichen Zunahme an Beratungsanfragen zu Einzelfällen (Bsp. Lern- und Verhaltensschwierigkeiten; Schulabsentismus) und Anmeldungen für Supervision für Schulleitungen und Lehrkräfte konfrontiert.
Das Bildungsministerium reagiert nun auf diese Herausforderungen und nutzt dafür die Möglichkeiten des Programms zum Sondervermögen Corona des Landes Sachsen-Anhalt 

(Bezug: 7. Maßnahmen zur Bewältigung von Lernrückständen), das bis Ende 2027 läuft. Es wurden jetzt die Voraussetzungen geschaffen, bis zu 15 weitere Schulpsychologinnen und Schulpsychologen zusätzlich befristet einzustellen. Diese Einstellungen wird das Landesschulamt. vornehmen. Damit verbessern sich die personellen Kapazitäten entscheidend, um in den Schulen frühzeitig ein niedrigschwelliges Beratungs- und Unterstützungsangebot anbieten zu können. 
Im Rahmen des ESF-Programms „Schulerfolg sichern“ wurden 2009 zusätzlich 25 Lehrkräfte mit 100 % ihrer Arbeitszeit mit der Funktion als Beratungslehrkraft zur Verstärkung und Ergänzung des Beratungs- und Unterstützungsangebotes der Schulpsychologinnen und Schulpsychologen in Schule, insbesondere mit dem Schwerpunkt „Förderung des individuellen Schulerfolgs und Stärkung der Kompetenzentwicklung und Verbesserung der Anschlussperspektiven von Schülerinnen und Schülern“, beauftragt. Sie sind dem Referat „Schulpsychologie“ im Landesschulamt zugeordnet. Die Beauftragung endet zum 31.07.2023. Nach Auslaufen der EU-Förderung werden ab 01.08.2023 wiederum 25 Beratungslehrkäfte mit gleichem Zeitumfang bis zunächst 31.07.2026 eingesetzt.
Im Ergebnis stehen den Schulen damit zukünftig 42 (derzeit 27) Schulpsychologinnen und Schulpsychologen und 25 Beratungslehrkräfte zur Verfügung.

Frage 12: 
Welche Rolle kommt der medical airport service GmbH bei der Gewaltprävention bzw. dem Umgang mit von Gewalt betroffenen Lehrkräften zu? Welche Angebote wurden in den letzten fünf Jahren unterbreitet bzw. welche Maßnahmen wurden konkret umgesetzt?

Antwort zu Frage 12 
Gem. § 3 Abs. 1 ArbSchG ist das Land Sachsen-Anhalt als Arbeitgeber für das Landespersonal an Schulen in öffentlicher Trägerschaft im Land Sachsen-Anhalt verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter Berücksichtigung der Umstände zu treffen, die Sicherheit und Gesundheit der Bediensteten und Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Zur Wahrnehmung der gem. DGUV Vorschrift 2 i. V. m. §§ 3 und 6 ASiG bezeichneten Aufgaben für das Landespersonal an öffentlichen Schulen des Landes Sachsen-Anhalt wurde nach erfolgter öffentlicher Ausschreibung zwischen dem MB und der MAS GmbH ein Vertrag geschlossen. 
Im Rahmen des bestehenden Vertrages hat das Ministerium für Bildung die MAS GmbH im Jahr 2018 beauftragt, den Entwurf eines Inhalts- und Umsetzungskonzeptes zum Thema Gewalt an Schulen, hier speziell Prävention von Gewalt gegen Lehrkräfte, zu erarbeiten. 
Nach Abschluss der ersten Konzeptionsphase Anfang August 2019 wurde ein daraus resultierender Workshop an einer Förderschule in Köthen pilotiert. Im Anschluss an das 
Pilotprojekt, sollte der Workshop anhand der Rückmeldungen aus der Schulpraxis konzeptionell angepasst werden. Der in dem Test-Workshop erkannte akute Bedarf nach Selbstverteidigungsmöglichkeiten und -techniken kann jedoch von der MAS GmbH nicht angeboten und folglich nicht umgesetzt werden. Es wurde entschieden, dass das Präventionskonzept früher ansetzen muss – wenn Gewalt noch vermieden werden kann. 
Eine Möglichkeit dazu sind die von der MAS GmbH im Rahmen ihres Auftrags regelmäßig durchgeführten Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastung an Schulen. Im Jahr 2019 wurden Fragen zur Messung der Belastung durch Gewalterfahrungen mit in den Fragenkatalog aufgenommen, in denen sich in Abhängigkeit der Auswertung anschließende Folgemaßnahmen ableiten lassen. 

[image: ]

Im Anschluss an die durchgeführte Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastung erfolgen die Auswertung und Berichterstellung. Anhand der Ergebnisse werden die Ressourcen und Belastungsschwerpunkte der jeweiligen Schule ermittelt. Daraufhin werden schulkonkrete Ansatzpunkte zur Verbesserung der Belastungssituation gemeinsam mit der Schule erarbeitet. Dies geschieht in einem Beratungsgespräch mit der Schulleitung und dem örtlichen Personalrat der Schule sowie in Feinanalysen (moderierten Gruppengesprächen) mit dem Kollegium. Bei Bedarf schließen sich Folgemaßnahmen entsprechend der Ergebnisse an.
Des Weiteren wird die MAS GmbH präventiv tätig im Rahmen der Durchführung von Workshops mit Lehrkräften und pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, wenn sie das Konzept der „Gewaltfreien Kommunikation“ (nach Marshall B. Rosenberg) vermittelt und es mit ihnen erprobt.
Die Unfallkasse Sachsen-Anhalt bietet Seminare zu den Themen „Deeskalation und Eigensicherung/Selbstschutz, Umgang mit sozial abweichendem Verhalten und Gewalt“ und „Elterngespräche erfolgreich führen“ - hier wird u.a. das Thema Gewaltfreie Kommunikation behandelt, an.
Im Mai 2023 fand die Landesgesundheitskonferenz „Stress“ -Gemeinschaft Schule Kooperation mit der Landesvereinigung für Gesundheit Sachsen-Anhalt e.V. statt. Ein Thema war auch hier gewaltfreie und deeskalierende Kommunikation.

Frage 13: 
Wie wird das Wirken von Schulsozialarbeiter*innen im Hinblick auf die Gewaltprävention und die Intervention bei Vorfällen mit Anwendung von Gewalt an Schulen eingeschätzt? Welche konkreten Erkenntnisse liegen den Schulbehörden zur Einflussnahme bzw. Mediation durch Schulsozialarbeiter*innen bei Konflikten in den Einsatzschulen vor? 

Antwort zu Frage 13:
[bookmark: _GoBack]Der Beantwortung ist voranzustellen, dass diese Erkenntnisse auf Auszügen aus den Sachberichten der ESF+-geförderten Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter basieren. Den Sachberichten der ESF+-geförderten Fachkräfte der Schulsozialarbeit ist zu entnehmen, dass verschiedene Projekte bereits präventiv zur Aufklärung und zum Umgang mit u.a. Gewalt, Konflikten, aber auch Mobbing umgesetzt werden. Darüber hinaus organisieren die ESF+-geförderten Fachkräfte der Schulsozialarbeit nicht nur allein oder gemeinsam mit den Lehrkräften Projekte und Trainings zum Thema Gewaltprävention, sondern nehmen zudem auch weiterführende Unterstützung von Experten in Anspruch. Überwiegend zielen die Projekte auf den Umgang mit Konflikten und stellen in diesem Zusammenhang auf eine gewaltfreie Kommunikation ab, um anbahnenden gewalttätigen Auseinandersetzungen frühzeitig entgegenzuwirken und die sozialen Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler zu stärken. 
Ist es bereits zu Vorfällen innerhalb der Schülerschaft gekommen, werden u.a. Sozialtrainings zum Thema „Gewalt“ durchgeführt. Darüber hinaus setzen sich die ESF+-geförderten Fachkräfte der Schulsozialarbeit direkt mit den Beteiligten in Verbindung und führen u.a. klärende Gespräche und entsprechende Interventionen durch. 
Aus Sicht der Schulbehörden ist der Einsatz von Schulsozialarbeit als Teil der Kinder- und Jugendhilfe ein unverzichtbares Element am Ort Schule. Schulsozialarbeit agiert im Schulalltag als konstanter Partner für Schülerinnen und Schüler, Personensorgeberechtigte sowie Lehrkräfte auch in Konflikt- und Krisensituationen. Der Einfluss von Schulsozialarbeit auf die Schülerinnen und Schüler an den Einsatzschulen ist immens und zu einem festen Bestandteil des Schulerfolgs geworden.

Frage 14: 
Ist eine Evaluation des gesamten Krisenmanagements vorgesehen und wenn ja, durch wen, in welchem Umfang und in welchem Zeitrahmen?

Antwort zu Frage 14:
Das Thema Gewaltprävention spielt an den Schulen in Sachsen-Anhalt eine wichtige Rolle. Jedoch gibt es wenige Daten, wie die Schulen tatsächlich die Präventionsarbeit betreiben und welche weiteren Ressourcen sie benötigen oder welche Ressourcen sie selbst in die Bewältigung dieser Thematik einbringen.
Im Rahmen einer Evaluation sollte 2018/2019 geklärt werden, ob beim Auftreten von Gewalt gegen Lehrkräfte durch das bisher praktizierte Meldeverfahren ausreichend sichergestellt wird, dass angemessen auf Vorfälle reagiert und eine bedarfsgerechte Unterstützung gewährleistet werden kann.
Das Meldeverfahren ist ein Instrument, mit dem Schulen den Bedarf an Unterstützung in besonderen Lagen anzeigen können. Der Evaluationsbericht weist aus, dass nur in wenigen Fällen die Schwere oder die Komplexität des Vorfalls eine externe Unterstützung oder die Einstufung als meldepflichtiges „Besonderes Vorkommnis“ erforderlich macht. In der Mehrzahl der Fälle sind pädagogische Maßnahmen und die Anwendung von Erziehungsmitteln ausreichend. Nicht selten nehmen Schulen direkt Kontakt mit ihrer schulfachlichen Referentin oder ihrem schulfachlichen Referenten im Landesschulamt oder dem Bereich Schulpsychologie auf, um sich Rat einzuholen, ohne dass eine BV-Meldung ausgefüllt wird.
Das Formular gibt den Schulen durch Fall-Ankreuzfelder Systematik und orientierende Auswahlmöglichkeiten, die mit dem Krisenordner korrespondieren, der den Schulen als Unterstützungsmittel zur Verfügung steht und fallkonkrete Handlungsoptionen ausweist. Darin werden sinnvolle Maßnahmen der Schulen einschließlich der Stellen, die Unterstützung gewähren, ausgewiesen. Hier greifen also wichtige Arbeitsinstrumente eng ineinander. Bei der Evaluation wurde deshalb das gesamte Funktionieren bzw. Zusammenspiel betrachtet. Im Ergebnis der amtsinternen Evaluation konnte festgestellt werden, dass sich das praktizierte Meldeverfahren bewährt hat. Die Formularoptimierung wird permanent geprüft und notwendige Anpassungen werden vorgenommen. Das Formular wurde zum Schuljahr 2021/2022 leicht modifiziert. Nunmehr wird noch genauer geschaut, welche Behörden im Einzelfall fallrelevant schnell einzubeziehen sind. Schlussfolgernd kann festzustellt werden, dass das implementierte System der BV-Meldungen in Bezug auf die Meldekette und das Formblatt in Verbindung mit dem bereitgestellten Krisenordner geeignet ist, den Schulen auch in derartigen Bedarfsfällen sofortige Unterstützung zu gewähren. 

Um dem besonders sensiblen Thema „Sexualisierte Gewalt“ Rechnung zu tragen, wurden die Schulen im Land Sachsen-Anhalt im Rahmen der Fachtage (2019) dazu aufgefordert, sich im Kollegium mit der Thematik „Sexualisierte Gewalt“ in einer selbstgewählten Form professionell auseinanderzusetzen. Der Zeitraum orientierte sich auf drei Jahre. Zur Halbzeit wurde dann betrachtet, wie sich der Fortschritt hinsichtlich der Arbeit zu dieser Thematik an den Schulen des Landes Sachsen-Anhalts entwickelt hat. Neben dem Stand der Präventionsarbeit spielte auch die Erfassung von weiteren Unterstützungsmaßnahmen, welche zur erfolgreichen Etablierung eines Schutzkonzeptes benötigt werden, eine wichtige Rolle. Die Beantwortung dieser Fragen wurde durch das Ministerium für Bildung dem Landesinstitut für Schulqualität und Lehrerbildung Sachsen-Anhalt in Auftrag gegeben. In Kooperation mit dem Landesschulamt wurde ein entsprechendes Erhebungsverfahren entwickelt. Um den Stand der Präventionsarbeit im Allgemeinen und zum Schwerpunkt der sexualisierten Gewalt erfassen zu können, wurden Selbstberichte (Fragebogen) verwendet. Der Fragebogen gliederte sich insgesamt in drei unterschiedliche Befragungsteile: 1. Aspekte zur allgemeinen Schulsituation und Präventionsarbeit, 2. Aspekte zum Schwerpunkt „Sexualisierte Gewalt“ und 3. Allgemeine Angaben zur Entwicklungsarbeit. Der Abschlussbericht zu dieser Befragung liegt der schulpsychologischen Beratung des Landesschulamts seit Anfang November 2022 vor. 
Ein wichtiger Punkt in dem Fragebogen war beispielsweise die Wahrnehmung, die Nutzung sowie die Wünsche für Unterstützungsleistungen. Dieser Themenkomplex wurde mittels drei Fragen abgedeckt. Als erstes wurde durch verschiedene Aussagen die Zufriedenheit mit den Ressourcen des Landes Sachsen-Anhalt erfasst. Die Auswertung ergab, dass die teilgenommenen Schulen bzw. deren Schulleitungsmitglieder zum Zeitpunkt der Erhebung insgesamt eher zufrieden mit den bereitgestellten Ressourcen und Angeboten waren. Am zufriedensten waren die Schulen mit den Angeboten der schulpsychologischen Beratungs- und Unterstützungsleistungen, am wenigsten zufrieden mit den verfügbaren personellen Ressourcen. 
Das Erhebungsverfahren wird sich perspektivisch zu einem kontinuierlichen Monitoring zur Gewaltprävention an den Schulen in Sachsen-Anhalts entwickeln. 
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Zur Wahmehmung der gem. DGUV Vorschrift 2 i. V. m. §§ 3 und 6 ASIG bezeichneten Aufga-
ben fir das Landespersonal an offentichen Schulen des Landes Sachsen-Anhalt wurde nach
erfolgter offentiicher Ausschreibung zwischen dem MB und der MAS GmbH ein Vertrag ge-
schiossen.

Im Rahmen des bestehenden Vertrages hat das MB die MAS GmbH im Jahr 2018 beauftragt,
den Entwurf eines Inhalts- und Umsetzungskonzeptes zum Thema Gewalt an Schulen, hier
speziell Pravention von Gewalt gegen Lehrkrafte, zu erarbeiten

Nach Abschluss der ersten Konzeptionsphase Anfang August 2019 wurde ein daraus resultie-
render Workshop am an einer Forderschule in Kothen pilotiert. Im Anschiuss an das Pilotpro-
jekt, sollte der Workshop anhand der Ruckmeldungen aus der Schulpraxis konzeptionell an-
gepasst werden. Der in dem Test-Workshop erkannte akute Bedarf nach Selbstverteidigungs-
moglichkeiten und -techniken kann jedoch von der MAS GmbH nicht angeboten und folglich
nicht umgesetzt werden. Es wurde entschieden, dass das Praventionskonzept friher ansetzen
muss - wenn Gewalt noch vermieden werden kann.

Eine Moglichkeit dazu sind die von der MAS GmbH im Rahmen ihres Auftrags regelmatig
durchgefhrten Gefahrdungsbeurteilungen psychischer Belastung an Schulen. Im Jahr 2019
wurden Fragen zur Messung der Belastung durch Gewalterfahrungen mit in den Fragenkata-
log aufgenommen, in denen sich in Abhangigkeit der Auswertung anschiieSiende Folgemat-
nahmen ableiten lassen.
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Im Anschiuss an die durchgefuhrte Gefahrdungsbeurteilung psychischer Belastung erfolgen

die Auswertung und Berichterstellung. Anhand der Ergebnisse werden die Ressourcen und

Belastungsschwerpunkte der jeweiigen Schule emittelt. Daraufhin werden schulkonkrete An-

satzpunkte zur Verbesserung der Belastungssituation gemeinsam mit der Schule erarbeitet

Dies geschieht in einem Beratungsgesprach mit der Schulleitung und dem ortlichen Personal-

rat der Schule sowie in Feinanalysen (moderierten Gruppengesprachen) mit dem Kollegium,
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